Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1021 


Antrag 

der Abgeordneten Bauknecht, Reichmann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


A j t i k e 1 1 

Im Zuckersteuergesetz in der Fassung vom 
19. August 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 645), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Zuk- 
kersteuergesetzes vom 15. Januar 1965 (Bundesge- 
setzbl. r S. 9), wird in § 9 Abs. 1 Nr. 3 der Klam- 
mersatz „(einschließlich der Bienen in Höhe von 
10 kg jährlich je Volk)" gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
überleitungsgesetzcs vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 21. Oktober 1966 


Dr. Siemer 
Struve 

Dr. Wuermeling 

Reichmann 
Dr. Effertz 
Logemann 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckorei, 53 Bonn 
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Postfach 821, Goelhestraße 54, Tel. 6 35 51 


Bauknecht 

Balkenhol 

Bauer (Wasserburg) 
Bewerunge 
Budde 

Erhard (Bad Schwalbach) 


Fritz (Welzheim) 
Gibbert 
Krug 
Dr. Luda 
Maucher 
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Drucksache Y/1021 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 des Zuckersteuergesetzes darf 
Zucker nach näherer Bestimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen unversteuert „zur Fütterung von 
Tieren (einschließlich der Bienen in Höhe von 10 kg 
jährlich je Volk) verwendet werden". Dieser Zuk- 
ker wurde nach den Bestimmungen der Zucker- 1 
Steuerbefreiungsordnung den Imkern unvergällt, 
also in einer auch für den menschlichen Genuß ge- 
eigneten Form zur Verfügung gestellt. Infolgedes- 
sen mußte Vorsorge gegen Mißbräuche getroffen 
werden. Dies geschah einmal durch die gesetzlich 
festgelegte Mengenbegrenzung auf 10 kg je Bienen- 
volk. Zum andern wurde die ordnungsgemäße Ver- 
wendung des Zuckers durch ein Überwachungsver- 
fahren gesichert, in dessen Rahmen die Imker in 
jedem Jahre die Zahl ihrer Bienenvölker anzumel- 
den und einen Antrag auf Bezug einer entsprechen- 
den Menge unversteuerten Zuckers bei dem zustän- 
digen Imkerverein oder einem Zuckergroßhändler 
einzureichen hatten. Die Anmeldungen mußten durch 
den Imkerverein oder die Gemeindebehörde bestä- 
tigt werden und wurden sodann mit einer Bestell- 
liste dem zuständigen Hauptzollamt zur Erteilung 
eines Bezugscheins zum Bezug von unversteuertem 
Zucker aus einem Herstellungsbetrieb vorgelegt. 
Die Lieferung und die Verwendung des Zuckers 
wurden durch den Steueraufsichtsdienst stichproben- 
weise geprüft. 

Nach der Senkung der Zuckersteuer von 0,10 DM auf 
0,06 DM je kg steht der Steuervorteil von 0,60 DM 


für 10 kg Zucker je Volk in keinem rechten Ver- 
hältnis mehr zu dem damit verbundenen Arbeits- 
aufwand. Außerdem hat sich gezeigt, daß bei 
schlechter Witterung die steuerfreie Menge von 
10 kg nicht ausreicht, insbesondere wenn die Imker 
dazu übergehen, Großvölker zu bilden. 

Diese Unzuträglichkeiten können vermieden wer- 
den, wenn der Bienenzucker ebenso wie der an- 
dere zu Futterzwecken verwendete Zucker durch 
ein geeignetes Vergällungsmittel zum menschlichen 
Genuß unbrauchbar gemacht wird. Neuere Unter- 
suchungen haben ergeben, daß Eisenoxyd ein Ver- 
gällungsmittel darstellt, das einerseits den Zucker 
zum menschlichen Genuß unbrauchbar macht und 
andererseits für die Bienen unschädlich ist. Bei Ver- 
wendung dieses Vergällungsmittels — oder eines 
anderen, das vielleicht künftig noch gefunden wer- 
den kann — würden die bisher erforderlichen 
Überwachungsmaßnahmen fortfallen können und 
sich außerdem die Mengenbeschränkung auf 10 kg 
je Bienenvolk erübrigen. Hierdurch würde die Zuk- 
kerversorgung der Imker fühlbar erleichtert und der 
Verwaltungsaufwand wesentlich verringert werden 
können. 

Haushaltsmäßig könnte der Fortfall der Mengen- 
begrenzung von 10 kg steuerfreiem Zucker je Bie- 
nenvolk einen geringen Ausfall an Steuereinnah- 
men zur Folge haben. Dieser Ausfall wird jedoch 
durch den Fortfall von Verwaltungskosten mehr als 
ausgeglichen werden. 
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